LANDRATSAMT

. HOHENLOHE
¥ KREIS

Sitzungsvorlage Nr. KT IX/193

fur die 6ffentliche Sitzung Kiinzelsau, 13.04.2018
des Kreistags

am 02.05.2018 Geschaftsstelle Kreistag
Tagesordnungspunkt:

Anderung der Hauptsatzung des Hohenlohekreises

Antrag der Verwaltung:

Die beigefiigte Anderungssatzung vom 02.05.2018 (Anlage 1) zur Anderung der Hauptsatzung des
Hohenlohekreises vom 08.02.1982, zuletzt gedandert durch Beschluss vom 21.07.2014, wird be-
schlossen.

Sachverhalt:

Durch den Austritt des Hohenlohekreises aus der Regionalen Gesundheitsholding Heilbronn-
Franken GmbH und die Ubertragung von 51 % der Unternehmensanteile der Hohenloher Kranken-
haus gGmbH an die BBT-Gruppe ist die Hauptsatzung in § 3 (2) Nr. 6 und Nr. 34 anzupassen und zu
erganzen. Ebenso befinden sich die Bioenergieregion Hohenlohe-Odenwald-Tauber H-O-T GmbH
und die Energieagentur Hohenlohekreis GmbH in Liquidation, sodass auch dahingehend § 3 (2)

Nr. 34 angepasst werden muss.

Weiter enthélt die Hauptsatzung redaktionelle Anpassungen.
Die Anderungen sind in der Anlage 2 durch farbige Markierungen gekennzeichnet.

Anlage 1:
Anderungssatzung vom 02.05.2018 zur Anderung der Hauptsatzung des Hohenlohekreises

Anlage 2:
Hauptsatzung des Hohenlohekreises vom 08.02.1982 in der Fassung der Anderung vom 02.05.2018



Anlage 1 zur Sitzungsvorlage KT IX/193

Satzung

zur Anderung der Hauptsatzung des Hohenlohekreises

Aufgrund der §§ 3, 34 und 42 Abs. 2 der Landkreisordnung flir Baden-W(irttemberg in der
Fassung vom 19.06.1987 (GBI. S. 288), zuletzt gecindert durch Artikel 8 der Neunten
Verordnung des Innenministeriums zur Anpassung des Landesrechts an die geénderten
Geschdiftsbereiche und Bezeichnungen der Ministerien vom 23. Februar 2017 (GBI. vom 10.
Midrz 2017, S. 99, 100), hat der Kreistag des Hohenlohekreises am........................... folgende
Satzung zur Anderung der Hauptsatzung vom 08.02.1982, zuletzt gedindert durch Beschluss
vom 21.07.2014, beschlossen:

§1

Bei § 3 der Hauptsatzung vom 08.02.1982, zuletzt gedndert durch Beschluss vom 21.07.2014,
werden folgende Anderungen vorgenommen:

- Bei §3(2) Nr. 6 wird eingefligt:

,die Wahl der weiteren Landkreisteilnehmer in der Gesellschafterversammlung der
Hohenloher Krankenhaus gGmbH,*

- §3(2) Nr. 23 erhalt folgenden Wortlaut:

»der Erlass der Haushaltssatzung und der Nachtragshaushaltssatzung inklusive der
Entscheidung Uber den Finanzplan und das Investitionsprogramm sowie die
Feststellung des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses,”
- Bei§3(2) Nr. 25 wird gestrichen:
,und die Niederschlagung solcher Anspriche,”

- §3(2) Nr. 34 erhélt folgenden Wortlaut:

,die Vorbereitung der Beschliisse und sonstige Wahrnehmung der Aufgaben der
Arbeitsinitiative Hohenlohekreis gGmbH, der W.I.H. Wirtschaftsinitiative Hohenlohe
GmbH und der Heilbronner-Hohenloher-Haller-Nahverkehr GmbH (H3NV),”

- §3(2) Nr. 35 wird neu eingefiigt:
,die Vorbereitung der Beschlisse und sonstige Wahrnehmung der Aufgaben der
Gesellschafterversammlung der Hohenloher Krankenhaus gGmbH, soweit durch den
Gesellschaftervertrag der Hohenloher Krankenhaus gGmbH eine Einstimmigkeit der
Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung vorgegeben ist.”

- §3(3) wird als Satz 2 erganzt:

,Die Zustandigkeiten fir die Eigenbetriebe Abfallwirtschaft Hohenlohekreis und
Nahverkehr Hohenlohekreis ergeben sich aus der jeweiligen Betriebssatzung.”



§2

Bei § 4 der Hauptsatzung vom 08.02.1982, zuletzt gedndert durch Beschluss vom 21.07.2014,
werden folgende Anderungen vorgenommen:

- §4(2) wird als Satz 2 erganzt:
»Naheres bestimmt die Satzung fir das Jugendamt des Hohenlohekreises.”
§3

Bei § 5 der Hauptsatzung vom 08.02.1982, zuletzt gedndert durch Beschluss vom 21.07.2014,
werden folgende Anderungen vorgenommen:

- Bei §5 (1) wird folgendes Aufgabengebiet gestrichen:
,Ortliche Prifung”

- Bei §5 (1) wird nach ,die Aufgaben des Betriebsausschusses fir den Eigenbetrieb
Nahverkehr Hohenlohekreis” eingefiigt:

LZustandigkeiten und Wertgrenzen ergeben sich aus der Betriebssatzung der
Nahverkehr Hohenlohekreis;”

- Bei §5 (1) wird nach ,die Aufgaben des Betriebsausschusses fir den Eigenbetrieb
Abfallwirtschaft Hohenlohekreis” eingeflgt:

»Zustandigkeiten und Wertgrenzen ergeben sich aus der Betriebssatzung der
Abfallwirtschaft Hohenlohekreis;”

- Bei §5 (1) werden folgende Aufgabengebiete nach ,Katastrophenschutz, Feuerwehr,
Rettungsdienst” erganzt:

,Polizeiangelegenheiten, Ordnungsangelegenheiten

- Bei§5 (1) wird erganzt:
,Der Ausschuss nimmt zusatzlich die Aufgaben des Stiftungsrats der Stiftung des
Hohenlohekreises wahr. Die Aufgaben des Stiftungsrats ergeben sich aus der Satzung
der Stiftung des Hohenlohekreises.”

- Bei §5(3) wird nach ,,den beschliefenden Ausschissen werden,” eingefligt:

L,vorbehaltlich der besonderen Regelungen in den Betriebssatzungen der
Eigenbetriebe,”



- §5(3) Nr. 2 erhélt folgenden Wortlaut:

,Vollzug des Haushaltsplans einschliellich der Vergabe von Auftragen, soweit im
Einzelfall der Betrag von 100.000 EUR uberschritten wird, sowie die Ubertragung
von Haushaltsermachtigungen, soweit die Verwaltung nicht durch Gesetz zur
Ubertragung erméchtigt ist. Die Wertgrenze bezieht sich auf den einheitlichen
wirtschaftlichen Vorgang. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht
sich die Wertgrenze auf den Jahresbedarf,”

- §5(3) Nr. 6 erhélt folgenden Wortlaut:
»die Entscheidung Uber die Begriindung einer Zahlungsverpflichtung, die
wirtschaftlich einer Kreditaufnahme gleich kommt, sowie die Bestellung von
Sicherheiten bei einem Betrag von mehr als 1 Mio. EUR bis zu 2 Mio. EUR, die
Ubernahme von Biirgschaften, die Ubernahme von Verpflichtungen aus

Gewahrvertrdgen sowie die Entscheidung Uber Rechtsgeschafte im Sinne von § 88
Abs. 3 GemO bis zum Betrag von 25.000 EUR im Einzelfall,”

- Bei §5 (4) wird das Wort , Ausgaben” durch , Aufwendungen und Auszahlungen”
ersetzt.
§4
Bei § 7 der Hauptsatzung vom 08.02.1982, zuletzt gedndert durch Beschluss vom 21.07.2014,
werden folgende Anderungen vorgenommen:
- §7(3) Nr. 8 wird ersatzlos gestrichen.

- Bei§ 7 (4)Nr. 6 wird das Wort ,Ausgaben” durch ,Aufwendungen und Auszahlungen”
ersetzt.

§5
Inkrafttreten
Die Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Kinzelsau, den ...................

Landratsamt Hohenlohekreis

Dr. Matthias Neth
Landrat



Anlage 2 zur Sitzungsvorlage KT IX/193

HAUPTSATZUNG
des Hohenlohekreises

vom 08.02.1982 in der Fassung der Anderung vom 02.05.2018

Aufgrund der §§ 3, 34 und 42 Abs. 2 der Landkreisordnung fiir Baden-Wirttemberg in der Fassung
vom 19.06.1987 (GBI. S. 288), zuletzt gedandert durch Artikel 8 der Neunten Verordnung des
Innenministeriums zur Anpassung des Landesrechts an die gednderten Geschaftsbereiche und
Bezeichnungen der Ministerien vom 23. Februar 2017 (GBI. vom 10. Mérz 2017, S. 99, 100), hat der
Kreistag des Hohenlohekreises am 02.05.2018 eine Satzung zur Anderung der Hauptsatzung vom
08.02.1982, zuletzt gedndert durch Beschluss vom 21.07.2014, beschlossen. Die Hauptsatzung
erhélt dadurch folgenden Wortlaut:

§1
Organe des Landkreises

Organe des Hohenlohekreises sind der Kreistag und der Landrat.

§2
Zusammensetzung des Kreistags

Der Kreistag besteht aus dem Landrat als Vorsitzendem und den Kreisraten.

§3
Zustandigkeit des Kreistags
(1) Der Kreistag legt die Grundsatze fir die Verwaltung des Landkreises fest und entscheidet tGber
alle Angelegenheiten des Landkreises, soweit die Entscheidung nach dieser Satzung nicht
einem beschlieRenden Ausschuss oder dem Landrat Ubertragen ist oder letzterem kraft
Gesetzes zukommt.
(2) Dem Kreistag obliegt insbesondere
1. die Wahl des Landrats,

2. die Wahl des (der) stellvertretenden Vorsitzenden des Kreistags,

3. die Bildung der Wahlkreise und des Kreiwahlausschusses fiir die Wahl zum Kreistag sowie
die Feststellung der auf die einzelnen Wahlkreise fallenden Sitze,



10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

die Bildung von beschlieRenden Ausschiissen fir die dauernde Erledigung bestimmter
Aufgabengebiete sowie des Schulbeirats nach § 49 des Schulgesetzes,

die Bildung von beratenden Ausschissen,

die Bestellung der Mitglieder und der Stellvertreter von beschlieRenden und be-
ratenden Ausschiissen des Kreistags und von Beiraten,

die Wahl der Mitglieder der Verbandsversammlung des Regionalverbands,

die Bestellung der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats der Kreissparkasse,

die Entsendung von Vertretern in die Gesellschafterversammlung, den Aufsichtsrat oder
die entsprechenden Organe eines Beteiligungsunternehmens i.S. von § 48 LKrO i.V. mit §

104 Abs. 1 GemO, soweit nicht der Landrat den Landkreis gesetzlich vertritt,

die Wahl der weiteren Landkreisteilnehmer in der Gesellschafterversammlung der
Hohenloher Krankenhaus gGmbH,

sowie die Entsendung von Vertretern des Landkreises in Organe von juristischen
Personen, denen der Landkreis als Mitglied angehort, soweit nicht der Landrat den
Landkreis gesetzlich vertritt,

die Ubertragung von Aufgaben auf den Landrat,

die Berufung sachkundiger Kreiseinwohner als beratende Mitglieder in beschlieRende
Ausschisse in widerruflicher Weise,

die Entscheidung Gber die Fihrung eines Wappens durch den Landkreis,
die Entscheidung Uber die Anderung des Namens des Landkreises,
die Entscheidung Gber die Einfiihrung und Verleihung von Ehrungen des Landkreises,

die Entscheidung Uber die Ernennung, Einstellung einschliellich Hohergruppierung und
Entlassung der leitenden Beamten und Beschaftigte im Einvernehmen mit dem Landrat,

die Regelung der allgemeinen Rechtsverhaltnisse der Bediensteten des Landkreises,
die Ubernahme freiwilliger Aufgaben,
die Aufstellung des Entwicklungsprogramms des Landkreises,

die Stellungnahme zur Anderung der Grenzen des Landkreises und des Regional-
verbandes,

der Erlass von Satzungen des Landkreises,

die Zustimmung zu Polizeiverordnungen nach § 15 des Polizeigesetzes,



19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

die Verfligung Uber Vermogen des Landkreises, die fir den Landkreis von erheblicher
wirtschaftlicher Bedeutung ist,

die Errichtung, Ubernahme, wesentliche Erweiterung und Aufhebung von 6ffentlichen
Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen sowie die Beteiligung an solchen,

die Umwandlung der Rechtsform von wirtschaftlichen Unternehmen des Landkreises
und von solchen, an denen der Landkreis beteiligt ist,

die Entscheidung Uber die Begriindung einer Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich
einer Kreditaufnahme gleich kommt, die Bestellung von Sicherheiten, die Ubernahme
von Birgschaften, die Ubernahme von Verpflichtungen aus Gewéhrvertragen sowie
Uber Rechtsgeschafte im Sinne von § 88 Abs. 3 GemO, soweit sie flir den Landkreis von
erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind,

der Erlass der Haushaltssatzung und der Nachtragshaushaltssatzung inklusive der
Entscheidung Uber den Finanzplan und das Investitionsprogramm sowie die Feststellung

dertahresrechnungdes Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses,

die allgemeine Festsetzung von 6ffentlichen Abgaben und von privatrechtlichen
Entgelten (Tarifen),

der Verzicht auf Anspriiche des Landkreises-uhe-die-Niedersehlagungselcherfn-
sprirehe, die FUhrung von Rechtsstreiten und der Abschluss von Vergleichen, soweit sie

fir den Landkreis von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung sind,

der Beitritt zu Zweckverbanden, sonstigen juristischen Personen des 6ffentlichen und
privaten Rechts und der Austritt aus diesen,

die Ubertragung von Aufgaben auf das Rechnungspriifungsamt,

die Feststellung Uber das Vorliegen von Hinderungsgriinden fur den Eintritt in den
Kreistag und von Griinden fir das Ausscheiden von Mitgliedern des Kreistags vor Ablauf
der Wahlzeit,

die Entscheidung tber das Vorliegen eines wichtigen Grundes gem. § 12 Abs. 2 LKrO,
soweit es sich um Tatigkeiten im Kreistag oder in einem Ausschuss des Landkreises
handelt,

die Entscheidung Gber MaRnahmen gegen Kreiseinwohner wegen Ablehnung oder
Aufgabe einer ehrenamtlichen Tatigkeit (§ 12 Abs. 3 LKrO),

die Entscheidung gegenUber Kreisraten lber das Vorliegen der Voraussetzungen des
Verbots, Anspriiche und Interessen eines anderen gegen den Landkreis geltend zu
machen (§ 13 Abs. 3 LKrO),

die Entscheidung Gber MaRnahmen gegen ehrenamtlich Tatige wegen Verletzung der
Pflichten (§ 13 Abs. 4 u. § 31 Abs. 3 Satz 2 u. 3 LKrO),



33. die Entscheidung Uber die Errichtung und Aufhebung von AulRenstellen des Land-
ratsamts,

34. die Vorbereitung der Beschlisse und sonstige Wahrnehmung der Aufgaben-der
Gesellschafterversammlung derHohenloher Krankenhaus GmbH, derRegionalen
Gesundheitsholding-Hellbronn-Franken-GrbH, der Arbeitsinitiative Hohenlohekreis
gGmbH, der W [.H. Wirtschaftsinitiative Hohenlohekpe+s GmbH—der—B+eene#g-|e#eg+eﬂ

und der Hellbronner Hohenloher-Haller- Nahverkehr GmbH (H3NV),

34-35. die Vorbereitung der Beschllisse und sonstige Wahrnehmung der Aufgaben der
Gesellschafterversammlung der Hohenloher Krankenhaus gGmbH, soweit durch den
Gesellschaftervertrag der Hohenloher Krankenhaus gGmbH eine Einstimmigkeit der
Beschlussfassung in der Gesellschafterversammlung vorgegeben ist.

Der Kreistag ist ferner zur Entscheidung in allen Angelegenheiten zustidndig, soweit die in § 5
Abs. 1 bis 4 genannten Obergrenzen Uberschritten werden. Die Zustdndigkeiten fur die
Eigenbetriebe Abfallwirtschaft Hohenlohekreis und Nahverkehr Hohenlohekreis ergeben sich
aus der jeweiligen Betriebssatzung.

§4
Bildung und Zusammensetzung der beschlieRenden Ausschisse
Aufgrund von § 34 Abs. 1 LKrO werden folgende beschlieRende Ausschiisse gebildet:

der Verwaltungs-, Wirtschafts- und Verkehrsausschuss,
der Sozial-, Kultur- und Bildungsausschuss.

Ferner besteht aufgrund von § 71 SGB VIII / § 2 LKIHG der Jugendhilfeausschuss als be-
schlieRender Ausschuss. Ndheres bestimmt die Satzung fur das Jugendamt des
Hohenlohekreises.

Den beschlieRenden Ausschiissen nach § 34 Abs. 1 LKrO gehoren auRer dem Landrat als
Vorsitzendem an:

dem Verwaltungs-, Wirtschafts- und Verkehrsausschuss 19
Kreisratinnen/Kreisrate,
dem Sozial-, Kultur- und Bildungsausschuss 20 Kreisratinnen/Kreisrate.

Mitglieder der Ausschiisse wahlen aus ihrer Mitte einen oder mehrere stellvertretende
Vorsitzende, die den Vorsitzenden im Verhinderungsfalle vertreten; die Reihenfolge bestimmt
der Ausschuss. Unberlhrt davon bleibt die Beauftragung des Ersten Landesbeamten mit dem
Vorsitz (§ 35 Abs. 3 LKrO).

Fir jedes Mitglied der Ausschiisse wird ein Stellvertreter bestellt, der diesen im Ver-
hinderungsfall vertritt (personlicher Stellvertreter). Ist auch der personliche Stellvertreter



verhindert, so tritt bei Parteien und Wahlervereinigungen mit mehr als einem Ausschuss-
mitglied an seine Stelle der nachste, nicht verhinderte und nicht bereits als
Verhinderungsstellvertreter in Anspruch genommene Stellvertreter (Stellvertretung nach
Reihenfolge). Uber die Reihenfolge ist zugleich mit der Bestellung der Stellvertreter zu ent-
scheiden.

§5
Zustandigkeiten der beschlieRenden Ausschiisse

(1) Der Verwaltungs-, Wirtschafts- und Verkehrsausschuss ist fiir die Angelegenheiten aus folgenden
Aufgabengebieten zustandig:

Kreisverfassungsrecht, Kreistagswahlen;

Zentrale Verwaltungsangelegenheiten, Personalangelegenheiten (soweit nicht die Zu-
standigkeit eines anderen beschliefenden Ausschusses gegeben ist);

Allgemeine Finanzen, Verwaltungsgebdaude und unbebaute Grundstiicke;

;" . F ﬁ ;

Offentlicher Personennahverkehr einschlieRlich Schienenpersonennahverkehr und Stadtbahn;
Schilerbeférderung;

die Aufgaben des Betriebsausschusses fur den Eigenbetrieb Nahverkehr Hohenlohekreiss,

Zustandigkeiten und Wertgrenzen ergeben sich aus der Betriebssatzung des Nahverkehr
Hohenlohekreis;

die Aufgaben des Betriebsausschusses flr den Eigenbetrieb Abfallwirtschaft Hohenlohekreis:,
Zustandigkeiten und Wertgrenzen ergeben sich aus der Betriebssatzung der Abfallwirtschaft
Hohenlohekreis;

Kreis- und Regionalplanung;
StralRenwesen;

Katastrophenschutz, Feuerwehr, Rettungsdienst, Polizeiangelegenheiten,
Ordnungsangelegenheiten;

Wirtschaftsforderung einschl. Landwirtschaft, Obst- und Gartenbauberatung, Tourismus,
Umwelt und Energie.

Er ist ferner zustandig fur die Entscheidung Uber die Annahme oder Vermittlung von
Spenden, Schenkungen und dhnlichen Zuwendungen und die Festlegung des Verfahrens



Uber die Behandlung solcher Zuwendungen von geringem Wert oder von solchen
regelmalig wiederkehrende Zuwendungen einfacher Art.

AulRerdem entscheidet er im Einvernehmen mit dem Landrat (ber die Ernennung, Einstellung
einschlielllich Hohergruppierung und Entlassung von Beamten der Bes.Gr. A 12 und A 13
sowie von Beschaftigten der Entgeltgruppen 12 und 13 TVAD sowie der Entgeltgruppe S 18
TV6D-S, soweit nicht die Zustandigkeit eines anderen Ausschusses gegeben ist.

Der Ausschuss nimmt zusatzlich die Aufgaben des Stiftungsrats der Stiftung des
Hohenlohekreises wahr. Die Aufgaben des Stiftungsrats ergeben sich aus der Satzung der
Stiftung des Hohenlohekreises.

Der Sozial-, Kultur- und Bildungsausschuss ist fur die Angelegenheiten aus folgenden
Aufgabengebieten zustandig:

Soziale Angelegenheiten und Gesundheitswesen, Lastenausgleich, Eingliederungsaufgaben;
Altenhilfe;

Wissenschaft und Forschung;

Bildung, Schulen und Kreismedienzentren,

Volksbildung und Heimatpflege;
Kulturpflege und Denkmalschutz;

Sportforderung.

Den beschlieSenden Ausschiissen werden, vorbehaltlich der besonderen Regelungen in den
Betriebssatzungen der Eigenbetriebe, zur dauernden Erledigung Ubertragen:

1. Die Entscheidung lber die Ausfiihrung eines Bauvorhabens und die Genehmigung der
Bauunterlage bei Gesamtkosten von mehr als 75.000 EUR bis zu 500.000 EUR im
Einzelfall, bei Strallenbaumalnahmen bis zu 1.000.000 EUR im Einzelfall,

2. Vollzug des Haushaltsplans einschliel8lich der Vergabe von Auftrédgen, soweit im Einzelfall

der Betrag von 100.000 EUR uberschrltten wird, sewe—d—e—&#dw%g—ven—Hau&h&Lt—s#es%en

d—u#eh—P—lam&H%eFHu-r;U-bemagaﬂg—eFmaeh{—%{—H— sowie d|e Ubertragung von

Haushaltserméachtigungen, soweit die Verwaltung nicht durch Gesetz zur Ubertragung
ermdchtigt ist. -Die Wertgrenze bezieht sich auf den einheitlichen wirtschaftlichen
Vorgang. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf
den Jahresbedarf,

3. die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits-
leistungen von mehr als 2.500 EUR und die Bewilligung einer Vermehrung oder Hebung
von Stellen nach § 82 Abs. 3 Nr. 4 GemO,



4. der Verzicht auf Anspriiche des Landkreises von mehr als 10.000 EUR bis zu 20.000 EUR
im Einzelfall; die Niederschlagung und der Erlass von Forderungen des Landkreises von
mehr als 10.000 EUR im Einzelfall,

5. Stundungen, soweit nicht nach § 7 der Landrat zustandig ist,

6. die Entscheidung Uber die Begriindung einer Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich
einer Kreditaufnahme gleich kommt, sowie die Bestellung von Sicherheiten bei einem
Betrag von mehr als 1 Mio. EUR bis zu 2 Mio. EUR-die-Bestelungven-Sicherheiten, die
Ubernahme von Biirgschaften, die Ubernahme von Verpflichtungen aus Gewéahrvertragen
sowie die Entscheidung Uber Rechtsgeschafte im Sinne von § 88 Abs. 3 GemO bis zum
Betrag von 25.000 EUR im Einzelfall,

7. Erwerb, VerauRerung, Tausch und Belastung des Vermogens von mehr als 75.000 EUR bis
zu 250.000 EUR im Einzelfall,

8. Abschluss von Miet- und Pachtvertragen ab einer jahrlichen Miet- und Pachtsumme von
mehr als 75.000 EUR,

9. der Abschluss und die Aufhebung von Vertragen Uber die Nutzung von Grundstlicken,
soweit nicht nach § 7 der Landrat zustandig ist,

10. die Fihrung von Rechtsstreitigkeiten und der Abschluss von Vergleichen, wenn im
Einzelfall der Streitwert mehr als 25.000 EUR bis zu 100.000 EUR oder bei Vergleichen das
Zugestandnis des Landkreises mehr als 10.000 EUR bis zu 40.000 EUR betragt,

11. der Beitritt zu Vereinen, Verbdanden und Organisationen mit einem Mitgliedsbeitrag im
Einzelfall von Uber 250 EUR bis zu 1.500 EUR jahrlich sowie der Austritt aus ihnen.

Dem Verwaltungs-, Wirtschafts- und Verkehrsausschuss bleibt vorbehalten die abschlieRende
Vorberatung der Haushaltssatzung und der Nachtragssatzungen und die Bewilligung von
Uber- und auBerplanmaBigen Ausgaben-Aufwendungen und Auszahlungen nach § 84 Abs. 1
und 2 GemO von mehr als 25.000 EUR bis zu 50.000 EUR im Einzelfall.

§6
Verhaltnis zwischen Kreistag und beschlielenden Ausschissen

Die beschlieSenden Ausschisse entscheiden im Rahmen ihrer Aufgabengebiete selbstdndig
anstelle des Kreistags, soweit nicht durch Rechtsvorschriften andere Zustandigkeiten gegeben
sind; in den Fallen des § 5 Abs. 3 jedoch nur innerhalb der dort genannten Wertgrenzen.

Der Kreistag kann den beschlieRenden Ausschissen allgemein oder im Einzelfall Weisungen
erteilen, jede Angelegenheit an sich ziehen oder Beschlisse der beschliefenden Ausschisse,
solange sie noch nicht vollzogen sind, andern oder aufheben.



Ein Viertel aller Mitglieder eines beschliefenden Ausschusses kann eine Angelegenheit dem
Kreistag zur Beschlussfassung unterbreiten, wenn sie flr den Landkreis von besonderer
Bedeutung ist.

Ist ein beschlielender Ausschuss wegen Befangenheit von Mitgliedern nicht beschlussfahig
im Sinne von § 32 Abs. 2 Satz 1 LKrO, entscheidet hier der Kreistag an seiner Stelle.

Bestehen Zweifel, ob fir die Behandlung einer Angelegenheit der Kreistag oder ein Ausschuss
zustandig ist, so ist die Zustandigkeit des Kreistags gegeben. Ist zweifelhaft, welcher
Ausschuss zustandig ist, so ist die Zustandigkeit des Verwaltungs-, Wirtschafts- und
Verkehrsausschusses anzunehmen. Widersprechen sich die Beschllsse zweier Ausschisse, so
fahrt der Landrat die Entscheidung des Kreistags herbei.

Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Kreistag vorbehalten ist, sollen in den
beschlielenden Ausschissen vorberaten werden. Dies gilt nicht, wenn der beschlieRende
Ausschuss wegen Befangenheit von Mitgliedern im Sinne von § 32 Abs. 2 Satz 1 LKrO
beschlussunfahig ist.

§7
Zustandigkeiten des Landrats

Der Landrat leitet das Landratsamt. Er ist flr die sachgemalie Erledigung der Aufgaben und
den ordnungsmaligen Gang der Verwaltung verantwortlich und regelt die innere
Organisation des Landratsamts.

Der Landrat erledigt in eigener Zustandigkeit die Geschafte der laufenden Verwaltung, die ihm
auBerdem durch Gesetz oder vom Kreistag Ubertragenen Aufgaben sowie die
Weisungsaufgaben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

Geschafte der laufenden Verwaltung sind insbesondere:
1. die Entscheidung Uber die Anstellung, Hohergruppierung und Entlassung von
Beschaftigten der Entgeltgruppen 1-5 TV4D,

2. die Entscheidung Uber die Ausfiihrung von Bauvorhaben und die Genehmigung der
Bauunterlagen sowie die Anerkennung der Schlussabrechnung, wenn die Gesamtkosten
40.000 EUR im Einzelfall nicht Gbersteigen,

3. der Vollzug des Haushaltsplans einschliellich der Vergabe von Auftragen bis zu einer
Vergabesumme von 40.000 EUR im Einzelfall. Die Wertgrenze bezieht sich auf den
einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Bei voraussehbar wiederkehrenden Auftrdagen
bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbedarf. Die Wertgrenze gilt nicht fir den
sachlichen Verwaltungs- und Betriebsaufwand,

4. die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan ausgewiesenen Freigebigkeitsleistungen bis
zur Hoéhe von 1.500 EUR,



5. der Verzicht auf Anspriiche des Landkreises und die Niederschlagung und der Erlass von
Forderungen bis zur Hohe von 10.000 EUR im Einzelfall,

6. Stundungen betragsmaRig unbegrenzt bis 6 Monate, im Ubrigen bis zu 25.000 EUR,

7. die Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des Hochstbetrags der Haushaltssatzung
sowie Geldanlagen,

9-8. Erwerb, VeraulRerung, Tausch und Belastung des Vermdgens bis zu einem Wert von
40.000 EUR im Einzelfall,

10:9. der Abschluss von Miet- und Pachtvertragen bis zu einer jahrlichen Miet- und
Pachtsumme von 25.000 EUR,

14:10. die Fihrung von Rechtsstreitigkeiten und der Abschluss von Vergleichen, wenn im
Einzelfall der Streitwert 10.000 EUR oder bei Vergleichen das Zugestandnis des
Landkreises 5.000 EUR nicht lbersteigt,

12.11. die Entscheidung Uber die Bewilligung von Sondernutzungen nach dem StralRen-
gesetz.

Dem Landrat werden folgende Aufgaben zur dauernden Erledigung lbertragen:

1. Die Zuziehung von sachkundigen Kreiseinwohnern und Sachverstdndigen zu den
Beratungen des Kreistags und der Ausschisse,

2. die Bestellung von Kreiseinwohnern zur ehrenamtlichen Mitwirkung bei Zdhlungen,
statistischen Erhebungen, Wahlen, gutachterlichen Tatigkeiten u.a. sowie die
Entscheidung dariber, ob ein wichtiger Grund fiir die Ablehnung einer solchen
ehrenamtlichen Mitwirkung vorliegt,

3. die Bewilligung von Ausnahmen von Bestimmungen der Satzungen und Polizeiver-
ordnungen, soweit sie zur Vermeidung von Harten oder Unbilligkeiten im Einzelfall
erforderlich und in diesen Satzungen und Polizeiverordnungen festgelegt sind,

4. die Entscheidung Uber die Ernennung, Einstellung und Entlassung von Beamten bis zur
BesGr. A 11 einschliel3lich,

5. die Anstellung, Hohergruppierung und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses von
Beschaftigten der Entgeltgruppen 6-11 TVOD sowie der Entgeltgruppe S 9 bis S 17 TVOD-S
und die Anstellung und Beendigung des Arbeitsverhaltnisses von Assistenzarzten,

6. die Bewilligung von Uber- und auBerplanméaBigen Ausgaben-Aufwendungen und
Auszahlungen nach § 84 Abs. 1 und 2 GemO bis zur Hoéhe von 25.000 EUR im Einzelfall,

7. Die Entscheidung Uber die Aufnahme von Krediten im Rahmen des Gesamtbetrags der
vorgesehenen Kreditaufnahmen fir Investitionen und Investitionsforderungsmalnahmen
(Kreditermachtigung) der Haushaltssatzung,
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8. die Entscheidung in allen Angelegenheiten, soweit die in § 5 Abs. 3 genannten Unter-
grenzen unterschritten werden und die Angelegenheit nicht schon zur laufenden
Verwaltung gehort.

§8
Inkrafttreten

Diese Hauptsatzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft. (*)

KUNzelsau, ..oocceoveeeeeeieeie e
Landratsamt Hohenlohekreis

Dr. Matthias Neth
Landrat

(*) Diese Satzung in Form der letzten Anderung vom 02.05.2018 ist seit ......................... in Kraft.



	193_Anlage 2_Hauptsatzung_Fassung vom 02.05.2018.pdf
	H A U P T S A T Z U N G
	Organe des Landkreises
	Organe des Hohenlohekreises sind der Kreistag und der Landrat.
	Zusammensetzung des Kreistags
	Der Kreistag besteht aus dem Landrat als Vorsitzendem und den Kreisräten.
	Zuständigkeit des Kreistags
	Bildung und Zusammensetzung der beschließenden Ausschüsse
	Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse
	Verhältnis zwischen Kreistag und beschließenden Ausschüssen
	Zuständigkeiten des Landrats
	Inkrafttreten


